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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/1235- 


Verwertungsbeschränkungen für Schlacken aus Verbrennungsanlagen 
für Siedlungsabfälle 


A. Problem 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung u. a. aufgefordert wer- 
den, die Technische Anleitung Siedlungsabfall insbesondere um 
eine Reihe näher bezeichneter Grenzwerte zu erweitern. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages; 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die Länderge- 
meinschaft Abfall habe für die Verwertung von Schlacken aus 
Verbrennungsanlagen entsprechende Kriterien entwickelt, so daß 
eine Novellierung der TA Siedlungsabfall nicht notwendig sei. 

Mehrheitsentscheidung bei Stimmenthaltung seitens der Frak- 
tion der SPD 


C. Alternativen 

Annahme des Antrages 


D, Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Drucksache 13/5025 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag auf Drucksache 13/1235 abzulehnen. 


Bonn, den 22. Mai 1996 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) Dr. Peter Paziorek 

Vorsitzender Berichterstatter 


Marion Caspers-Merk 

Berichterstatterin 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5025 


Bericht der Abgeordneten Dr. Peter Paziorek und Marion Caspers-Merk 


I. 

Der Antrag auf Drucksache 13/1235 wurde in der 
98. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. April 
1996 zur alleinigen Beratung an den Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 

II . 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung u. a. auf- 
gefordert werden, die derzeit geltende Fassung der 
3. Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zum Abfall- 
gesetz (Technische Anleitung Siedlungsabfall), 
Nr. 9. 1.2.2 „Anforderungen an Rückstände und Ab- 
wasser" um Grenzwerte für Schwermetalle, poly- 
chlorierte Dibenzodioxine/Dibenzofurane sowie für 
bestimmte Eluatwerte zu erweitern. 

IIL 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag in seiner 32. Sitzung am 
22. Mai 1996 beraten. 

Von seiten der Antragsteller wurde ausgeführt, die 
Behandlung von Schlacken und ihre Deponierung 
bedürften dringend einer Regulierung, wie das bei 
anderen Abfällen auch der Fall sei. Die Verwertung 
der Schlacken dürfe nicht ohne ökologische Rand- 
bedingungen erfolgen. Man sehe die Gefahr einer 
flächenhaften Schadstoffbelastung, wenn dieses Ma- 
terial z. B. im Wegebau eingesetzt werde. Insofern 
gebe es hier dringend Regelungsbedarf. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und FD.R 
wurde festgestellt, daß es für die Verwertung von 
Schlacken aus Verbrennungsanlagen Regelungen in 


Bonn, den 20. Jimi 1996 


Form von Vorgaben der Länderarbeitsgemeinschaft 
Abfall gebe. Diese Regelungen seien sehr restriktiv 
und am Grundwasserschutz ausgerichtet, so daß eine 
großflächige Vergiftung, wie sie im Antrag der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN konstatiert werde, 
nicht zu befürchten sei. Es gebe somit keinerlei in- 
halthche Gründe, in diesem Bereich zusätzhche 
rechtliche Regelungen zu schaffen. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde ausgeführt, 
zum Teil gebe es im Hinblick auf die Verwertung von 
Schlacken aus Verbrennungsanlagen für Siedlungs- 
abfälle eine gute, zum Teil aber auch eine bedenkli- 
che Praxis. Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN schieße aber über das Ziel weit hin- 
aus. Auf der einen Seite wolle man Kreislauf Wirt- 
schaft mit Schheßung der Kreisläufe. Auf der ande- 
ren Seite schraube man die Anforderungen für die 
Wiedereinbringung der Reststoffe in den Kreislauf so 
hoch, daß es überhaupt keine sinnvolle Verwertungs- 
möghchkeit mehr gebe. Insofern sei hier sehr stark 
nach Nutzungs alternativen zu differenzieren. Ein ge- 
nereller Antrag wie der vorliegende sei hierzu nicht 
geeignet. Man könne sich beispielsweise vorstellen, 
daß es ein Risiko sei, diese Schlacken in die nach 
dem Braunkohlenabbau verbüebenen Löcher zu 
bringen, da es dort zu Auswaschungen ins Grund- 
wasser kommen könne. Bei Lärmschutzwällen oder 
beim Straßenbau in bestimmten Bereichen könne 
aber die Verwendung solcher Schlacken auch unpro- 
blematisch sein. Von daher werde man sich bei die- 
sem Antrag der Stimme enthalten. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich, bei Stimm- 
enthaltung seitens der Fraktion der SPD, dem Deut- 
schen Bundestag zu empfehlen, den Antrag auf 
Drucksache 13/1235 abzulehnen. 


Dr. Peter Paziorek Marion Caspers-Merk 

Berichterstatter Berichterstatterin 
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